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Drucksache 2484 


Scbriftlidier Bericht 

des Ausschusses für Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen 

(22. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der SPD, FDP eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Ersten Neuordnungsgesetzes 

— Drucksache 2229 — 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Bundesversorgungs- 
gesetzes 

— Drucksache 2379 — 


A. Bericht des Abgeordneten Bals *) 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksachen 2229, 2379 — 
in der anliegenden Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 9. Februar 1961 


Der Ausschuß für Kriegsopfer- 
und Heimkehrerfragen 

Pohle Bals 

Vorsitzender Berichterstatter 


*) folgt als zu Drucksache 2484 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksadle 2484 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Beschlüsse des 22. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Ersten Neuordnungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung und Ergänzung von Vorschriften des 
Ersten Neuordnungsgesetzes 

Das Gesetz zur Änderung und Ergänzung des 
Kriegsopferrechts vom 27. Juni 1960 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 453) wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. Artikel I wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In § 33 a wird als Satz 3 angefügt: 

„Satz 2 gilt nicht für Empfänger einer Pflege- 
zulage (§ 33 Abs. 3)." 

b) In § 50 Abs. 1 wird Satz 2 gestrichen. 

c) In § 51 Abs. 5 wird das Wort „Nettoeinkom- 
men"' durch die Worte „anzurechnende Ein- 
kommen" ersetzt. 

d) In § 55 Abs. 1 Buchstabe b wird das Wort 
„anzurechnen" durch die Worte „als Ein- 
kommen zu berücksichtigen" ersetzt. 

e) In § 60 Abs. 2 und Abs. 4 Satz 3 wird das 
Wort „anzurechnenden" gestrichen. 

f) In § 68 Abs. 1 wird folgender Satz 2 ange- 
fügt: 

„Mit Genehmigung der Hauptfürsorgestelle 
ist die Übertragung, Verpfändung und Pfän- 


dung auch nach der Anweisung bis zum vol- 
len Betrage zulässig." 

2. Artikel IV wird wie folgt ergänzt: 

In § 1 Abs. 2 wird nach Satz 2 folgender Satz 
eingefügt: 

„Sie beginnt mit dem gleichen Zeitpunkt, wenn 
die neuen Ansprüche erst auf Grund einer nach 
diesem Gesetz zu erlassenden Rechtsverordnung 
festgestellt werden können und der Antrag bin- 
nen sechs Monaten nach Verkündung der Rechts- 
verordnung gestellt wird." 

Artikel II 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel III 

Saar-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel IV 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juni 1960 
in Kraft. 
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